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SITZUNGSBERICHT'

"Zugang zu Dokumenten- Art. 15 Abs.3Unterabs. 4AEUV -Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001- Rechtsgutachten derKommission- Im Rahmen eines

Vertragsverletzungsverfahrens vor demGerichtshof von derRepublik Österreich
eingereichte Schriftsätze- Verweigerung desZugangs- Begriff ,imBesitz eines

Organs befindliches Dokument' - Antrag auf Feststellung der teilweisen
Erledigung der Hauptsache"
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In derRechtssache T-188/12

Patrick Breyer, wohnhaft in
Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt M. Starostik,

unterstützt durch

(Deutschland),

Kläger,

Königreich Schweden, vertreten durch
als

sowie durch

Republik Finnland, vertreten durch als Bevollmächtigten,

Streithelfer,

gegen

Europäische Kommission, vertreten durch 
als Bevollmächtigte im Beistand der Rechtsanwälte und

sodann durch als Bevollmächtigte
imBeistand von Rechtsanwalt

•Verfahrenssprache: Deutsch,

Beklagte,



SITZUNGSBERICHT- RECHTSSACHET-188/12

wegen Nichtigerklärung zum einen desBeschlusses der Kommission vom 16.
März 2012, mit dem ein Antrag desKlägers auf Gewährung des Zugangs zu
einem Rechtsgutachten der Kommission betreffend die Richtlinie 2006/24/EG
abgelehnt wurde, und zum anderen desBeschlusses der Kommission vom 3.April
2012, mit den dem Kläger dervolle Zugang zudenDokumenten betreffend die
Umsetzung der Richtlinie 2006/24/EG durch dieRepublik Österreich sowiezu
den sich auf die Rechtssache C-189/09 beziehenden Dokumenten, soweit
hinsichtlich des letztgenannten Beschlusses der Zugang zu denvon derRepublik
Österreich im Rahmen der Rechtssache Kommission/Österreich (C-189/09)
eingereichten Schriftsätzen verweigert wurde.

Vorgeschichte des Rechtsstreits

1 Mit Schreiben vom 30. April 2011 beantragte derKläger Patrick Breyer bei der
Kommission Zugang zu Dokumenten gemäß Art. 6 der Verordnung (EG) Nr.
1049/2001 desEuropäischen Parlaments und desRates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten desEuropäischen Parlaments, des
Ratesund derKommission (ABI. L145, S. 43) (im Folgenden: Antrag vom 30.
Apri12011).

2 Die angeforderten Dokumente betrafen Vertragsver1etzungsverfahren, die die
Kommission 2007 gegen die Bundesrepublik Deutschland und die Republik
Österreich wegen der Umsetzung der Richtlinie 2006/24/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über die Vorrats speicherung von
Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer
Kommunikationsdienste oder öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt oder
verarbeitet werden, und zur Änderung der Richtlinie 2002/58/EG (ABI L105,
S. 54) eingeleitet hatte. Der Kläger beantragte insbesondere den Zugang zu allen
Dokumenten, die die von derKommission durchgeführten Verwaltungsverfahren
der Kommission betreffen, sowie zu allen Dokumenten aus dem
Gerichtsverfahren, indem das Urteil vom 29. Juli 2010 Kommission/Österreich
(C-189/09, EU:C:2010:455) ergangen ist.

3 Am 11.Juli 2011 lehnte dieKommission denAntrag vom 30. April 2011 ab.

4 Am 13. Juli 2011 stellte der Kläger gemäß Art. 7Abs.2 der Verordnung Nr.
1049/2001einen Zweitantrag (im Folgenden: Zweitantrag vom 13.Juli 2011).

5 Mit Beschlüssen vom 5. Oktober und 12. Dezember 2011 gewährte die
Kommission dem Kläger imHinblick auf gegen die Bundesrepublik Deutschland
anhängige Vertragsverletzungsverfahren teilweise Zugang zuden angeforderten
Dokumenten. In diesenBeschlüssen setzte dieKommission denKläger darüber
hinaus von ihrerAbsicht in Kenntnis, einen gesonderten Beschluss über die die
Rechtssache Kommission/Österreich (C-189/09) betreffenden Dokumente zu
erlassen.
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6 Inzwischen beantragte der Kläger mit Schreiben vom 4. Januar 2012 bei der
Kommission gemäß Art. 6der Verordnung Nr. 1049/2001 denZugang zueinem
Gutachten des Juristischen Dienstes der Kommission, Aktenzeichen
Ares(20 10)828204, zur möglichen Änderung der Richtlinie 2006124 im Sinne
einer optionalen Anwendung durch dieMitgliedstaaten (im Folgenden: Antrag
vom 4.Januar 2012).

7 Am 17.Februar 2012 lehnte dieKommission denAntrag vom 4. Januar 2012 ab.

8 AmselbenTag stellte der Kläger per E-Mail einen Zweitantrag gemäß Art. 7
Abs. 2 derVerordnung Nr. 1049/2001.

9 InBeantwortung desZweitantrags erließ dieKommission denBeschluss vom 16.
März 2012, Aktenzeichen Ares(2012)313186, mit dem siedie Verweigerung des
Zugangs zuihrem Rechtsgutachten bestätigte (imFolgenden: Beschlussvom 16.
März 2012). Diese Weigerung war aufdieAusnahmen nach Art. 4Abs. 2zweiter
Gedankenstrich und Art. 4Abs. 3 der Verordnung Nr. 1049/2001 gestützt, deren
erste den Schutz der Rechtsberatung und deren zweite den Schutz des
Entscheidungsprozesses betrifft.

10 Am 3. April 2012 erließ dieKommission inBeantwortung des Zweitantrags vom
13. Juli 2011 den Beschluss Aktenzeichen Ares(2012)399467 (im Folgenden:
Beschluss vom 3. April 2012). Indiesem Beschluss verweigerte dieKommission
insbesondere denZugang zu denvon der Republik Österreich im Rahmen des
Gerichtsverfahrens in der Rechtssache Kommission/Österreich (C-189/09)

eingereichten Schriftsätzen (im Folgenden: streitige Schriftsätze) mit der
Begründung, dass diese Schriftsätze nicht in den Anwendungsbereich der
Verordnung Nr. 1049/2001 fielen. Erstens nämlich seidas Organ Gerichtshof der
Europäischen Uniongemäß Art. 15 Abs.3 AEUV denBestimmungen über den
Zugang zu Dokumenten nur bei Wahrnehmung seiner Verwaltungsaufgaben
unterworfen. Zweitens seien die streitigen Schriftsätze an den Gerichtshof
gerichtet gewesen, während die Kommission als Partei in der Rechtssache
Kommission/Österreich (C-189/09) nur Abschriften erhalten habe. Drittens sehe
Art.20 der Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union nur die
Übermittlung der Schriftsätze eines Gerichtsverfahrens an die Parteien dieses
Verfahrens und an die Organe vor, deren Entscheidungen Gegenstand des
Verfahrens seien. Viertens habe sich der Gerichtshof in seinem Urteil vom 21.
September 2010, Schweden u. a.lAPI und Kommission (C-514/07 P, C-528/07 P
und C-532/07 P, EU:C:2010:541) nicht mit der Frage befasst, ob dieOrgane
Zugang zu den Schriftsätzen einer anderen Partei eines Gerichtsverfahrens
gewähren müssten. Daher fielen vonden imRahmen eines Gerichtsverfahrens
eingereichten Schriftsätzen nur die Schriftsätze der Organe, nicht aber die von
anderen Parteien eingereichten in denAnwendungsbereich der Verordnung Nr.
1049/2001, wobei eine andereAuslegung eineUmgehung der Bestimmungen des
Art. 15AEUV sowie der besonderen Bestimmungen der Satzung des Gerichtshofs
und derVerfahrensordnung desGerichtshofs zur Folge hätte.
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Verfahren und Anträge derParteien

11 Mit Klageschrift, die am 30.April 2012 bei derKanzlei des Gerichts eingegangen
ist,hat derKläger die vorliegende Klage erhoben.

12 Mit Schreiben, das am 3. Mai 2012 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist,
hat der Kläger dem Gericht mitgeteilt, dass er am 30. April 2012 voneinem
Schreiben der Kommission Kenntnis erlangt habe, das ihmper E-Mail übersandt
worden sei und das dem von seinem Antrag vom 4. Januar 2012 erfassten
Rechtsgutachten entspreche.

13 Mit am 3. und am 17. August 2012 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenen
Schriftsätzen haben das Königreich Schweden und die Republik Finnland
beantragt, im vorliegenden Verfahren als Streithelfer zur Unterstützung der
Anträge des Klägers zugelassen zu werden. Mit Beschluss vom 28. September
2012 hat der Präsident der Vierten Kammer des Gerichts diese Streitbeitritte
zugelassen. Das Königreich Schweden hat seinen Streithilfeschriftsatz innerhalb
der gesetzten Frist eingereicht. Die Republik Finnland hat keinen
Streithilfeschriftsatz eingereicht. Die Kommission hat sich zum
Streithilfeschriftsatz desKönigreichs Schweden fristgerecht geäußert.

14 Nach derteilweisen Neubesetzung desGerichts ist die Rechtssache einem neuen
Berichterstatter zugewiesen worden. Dieser ist danach der Zweiten Kammer
zugeteilt worden, der dievorliegende Rechtssache folglich zugewiesen wordenist.

15 In derKlageschrift beantragt der Kläger,

den Beschluss vom 16.März 2012 fiirnichtig zu erklären;

den Beschluss vom 3.April 2012 fiirnichtig zu erklären, soweit der Zugang
zu den Erklärungen der Republik Österreich in der Rechtssache
Kommission/Österreich (C-189/09) verweigert wurde;

derKommission die Kosten aufzuerlegen.

16 InseinemSchreiben vom 3. Mai 2012 (sieheoben Rn. 12) beantragt der Kläger,
denAntrag auf Nichtigerklärung des Beschlusses vom 16.März 2012 fiirerledigt
zu erklären.

17 DieKommission beantragt,

den Antrag auf Nichtigerklärung des Beschlusses vom 16. März 2012 fiir
erledigt zu erklären;

den Antrag auf Nichtigerklärung des Beschlusses vom 3. April 2012 als
unbegründet abzuweisen;

demKläger die Kosten aufzuerlegen.
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18 DasKönigreich Schweden beantragt, denBeschluss vom 3. April 2012 für nichtig
zu erklären.

Rechtliche Würdigung

Zum Antrag aufNichtigerklärung desBeschlusses vom16. März 2012

19 Der Kläger stützt seinen Antrag aufNichtigerklärung des Beschlusses vom 16.
März 2012 inder Klageschrift auf zwei Klagegründe, und zwar erstens aufeinen
Verstoß gegen Art. 4 Abs. 2 zweiter Gedankenstrich der Verordnung Nr.
1049/2001 und zweitens aufeinen Verstoß gegen Art.4 Abs. 3Unterabs. 1dieser
Verordnung.

20 Inseinem Schreiben vom 3.Mai 2012 (siehe oben Rn. 12und 16) hat der Kläger
beantragt, denBeschluss vom 16.März 2012 für erledigt zu erklären.

21 DieKommission schließt sich dem im Schreiben vom 3.Mai 2012 zum Ausdruck
gekommenen Standpunkt des Klägers anund ist derAnsicht, dass derAntrag auf
Nichtigerklärung des Beschlusses vom 16.März 2012 erledigt sei.

Zum Antrag aufNichtigerklärung desBeschlusses vom3. April 2012

22 Der Kläger stützt seinen Antrag auf Nichtigerklärung des Beschlusses vom 3.
April 2012 aufeinen einzigen Klagegrund, und zwareinen Verstoß gegenArt. 2
Abs.3 der Verordnung Nr. 1049/2001, der ihren Anwendungsbereich festlegt.
Aus diesem Grund beanstandet der Kläger dieErwägung indiesem Beschluss,
nach der die streitigen Schriftsätze nicht in den Anwendungsbereich der
Verordnung Nr. 1049/2001 fielen, mit folgender Begründung:

Da sich aus der Rechtsprechung ergebe, dass die Schriftsätze der
Kommission in denAnwendungsbereich der Verordnung Nr. 1049/2001
fielen, müssten auch die Schriftsätze eines Mitgliedstaats einbezogen
werden, die im Rahmen eines Gerichtsverfahrens bei der Kommission
eingegangen seien. Diese Erwägung werde zumeinen weder durch Art. 15
Abs.3 AEUV, der nur einen Mindeststandard für den Zugang vorsehe, in
Frage gestellt, noch durch die auf die Dokumente des Gerichtshofs
anwendbaren Bestimmungen, da diesenicht auf dieParteien desVerfahrens
anwendbar seien. Zum anderen würden dieAusnahmeregelung zum Schutz
von Gerichtsverfahren nach Art. 4 Abs. 2 zweiter Gedankenstrich der
Verordnung Nr. 1049/2001 sowie dieseVerordnung insgesamt ausgehebelt,
wenn dieim Besitz derKommission befindlichen Schriftsätze nicht in den
Anwendungsbereich derVerordnung fielen.

Die streitigen Schriftsätze fielen die in den Anwendungsbereich der
Verordnung Nr. 1049/2001, da siesich imBesitz derKommission befänden
und in deren Zuständigkeitsbereich fielen.
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23 Das Königreich Schweden ergänzt im Wesentlichen, dass die Auslegung der
Verordnung Nr. 1049/2001 imBeschluss vom 3. April 2012 in Bezug aufArt. 15
AEUV fehlerhaft und mit Art. 2Abs. 3dieser Verordnung sowie mit ihrem Art. 3
Buchst. a unvereinbar sei. Das Königreich Schweden ist nämlich der Ansicht,
dass,

die Verordnung Nr. 1049/2001 anwendbar sei, sofern die Schriftsätze eines
Mitgliedstaats der Kommission übermittelt worden seien, wobei aus der
Rechtsprechung auch hervorgehe, dassdie Schriftsätze eines Mitgliedstaats
unter dieseVerordnung fielenund dassArt. 15 Abs.3 Unterabs.4 AEUV,
der dieser Erwägung nicht entgegenstehe, durch die Einbeziehung der
Schriftsätze eines Mitgliedstaats in denAnwendungsbereich derVerordnung
Nr. 1049/2001 auchnicht in seiner Wirksamkeit beeinträchtigt werde. Der
Schutz der Gerichtsverfahren könntenämlich durch eine auf Art. 4 Abs. 2
zweiter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 1049/2001 gestützte
Zugangsverweigerung sichergestellt werden;

wie sich ausArt. 2Abs. 3der Verordnung Nr. 1049/2001 ergebe, diese für
alle Dokumente eines Organs gelte, die sich inseinem Besitz befänden,
seien esAbschriften oder Originale, seien siedembetreffenden Organ direkt
oder- ungeachtet ihrer Herkunft- durch denGerichtshof im Rahmen eines
Gerichtsverfahrens übermittelt worden, so dass sie, da zudem diestreitigen
Schriftsätze ineinen Zuständigkeitsbereich der Kommission fallen, in den
Anwendungsbereich dieserVerordnung fielen.

24 Die Kommission erwidert im Wesentlichen, dass der Behauptung des Klägers,
wonach die von einem Mitgliedstaat im Rahmen eines
Vertragsverletzungsverfahrens eignereichten Schriftsätze in den
Anwendungsbereich der Verordnung Nr. 1049/2001 fielen, die Rechtsgrundlage
fehle. Daher seien

anders als ihreeigenen Schriftsätze die Schriftsätze, die Schriftsätze, die in
der Phase des gerichtlichen Verfahrens in einem
Vertragsverletzungsverfahren von einem Mitgliedstaat beim Gerichtshof
eingereicht werden, als Dokumente des Gerichtshofs im Rahmen seiner
Rechtsprechungstätigkeit anzusehen, so dass diese Schriftsätze unter
Berücksichtigung von Art. 15 Abs.3 Unterabs.4 AEUV vomallgemeinen
Recht aufZugang zuDokumenten ausgeschlossen seien und denbesonderen
Bestimmungen betreffend den Zugang zu gerichtlichen Dokumenten
unterlägen. Zum einen bestätige dieRechtsprechung des Gerichtshofs die
unterschiedliche Behandlung im Hinblick auf die Vorschriften über den
Zugang zu Dokumenten, dervon denMitgliedstaaten erstellten Schriftsätze
sowie derjenigen, die von der Kommission im Rahmen von
Gerichtsverfahren erstellt würden sowie denAusschluss der erstgenannten
vom Zugangsrecht. Zum anderen liefendurch eineAuslegung, die Zugang
zuden Schriftsätzen eines Mitgliedstaats gewährte, sowohl Art. 15 Abs.3
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Unterabs.4 AEUV alsauchdieSonderbestimmungen über den Zugang zu
Gerichtsdokumenten leer;

die streitigen Schriftsätze nicht vom Anwendungsbereich der Verordnung
Nr. 1049/2001 erfasst, da sienicht als imBesitz eines Organs befindliche
Dokumente imSinne des Art. 2Abs. 3 der Verordnung Nr. 1049/2001 in
Verbindung mit Art. 3 Buchst. a dieser Verordnung eingestuft werden
könnten. Diese Schriftsätze seien nämlich anden Gerichtshof gerichtet
gewesen und der Kommission vondiesem nur inForm von Abschriften
übermittelt worden. Da es sich um Gerichtsdokumente handele, seien sie
weder Verwaltungstätigkeit der Kommission, noch damit ihrem
Zuständigkeitsbereich zuzuordnen, wobei jedoch nur ihre
Verwaltungstätigkeit vom Anwendungsbereich der Verordnung Nr.
1049/2001 erfasst sei.

Berichterstatter

II-7


	Folie 1
	Folie 2
	Folie 3
	Folie 4
	Folie 5
	Folie 6
	Folie 7

